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Termine

Steuern und Sozialversicherung

Auslandsreisen

Steuerliche Behandlung ab 01.01.2022

Schenkungsteuer

Lebensmittelpunkt des Schenkers entscheidend

Sehr geehrte Mandantinnen und Mandanten,

Zuteilungen von Aktien an einen inländischen Privatanleger im

Rahmen eines ausländischen „Spin-Off“ mag sich so komisch

anhören, dass man schon von einer Besteuerung ausgehen kann.

Tatsächlich versteckt sich dahinter nur eine Abspaltung. Konkret

verbarg sich hinter dem Urteil des BFH vom 1.7.2021 (Az: VIII R

15/20) ein Sachverhalt, der bei zahlreichen Privatanlegern in der

Bundesrepublik stattgefunden hat.

Wer 2015 ebay-Aktien hielt, bekam aufgrund der

Unternehmens-Ausgliederung (Spin-Off) des ebay-Bezahlsystems

PayPal für jede ebay-Aktie eine PayPal-Aktie in seinem Depot

gutgeschrieben. Hört sich erst mal nach mehr als vorher an, ist es

aber nicht wirklich, denn der Wert der ebay-Aktien sinkt natürlich

auch entsprechend. Unter dem Strich hat man (zumindest in der

Sekunde der Ausgliederung) das gleiche Vermögen, eben nur auf

zwei Aktien verteilt.

Das Finanzamt behandelte die Gutschrift allerdings als

steuerpflichtige Sachausschüttung und forderte hierfür Steuern. An

dem mangelnden Vermögenszuwachs und insbesondere dem

Problem, dass ohne ein Liquiditätszufluss Steuern entrichtet werden

sollen, störte man sich nicht.

Diese fiskalische Auffassung hat der BFH nun gekippt, defacto sind

damit im Zeitpunkt des Aktienbezugs keine steuerlichen Folgen zu

ziehen. Erst, wenn die Aktien später mit Gewinn veräußert werden,

tritt die Besteuerung ein. Dies ist sicherlich zu begrüßen, denn

etwaige Aktiengewinne sind dann realisiert und die notwendige

Liquidität zum Steuerzahlen ist dann auch gegeben. Dies mildert den

Steuerschmerz wenigstens ein wenig.

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen eine informative Lektüre.

Großmann & Zacher Steuerberatungskanzlei

Preußerstraße 18 , 06217 Merseburg

Telefon: +49 3461-54190 | Telefax: +49 346-1541915

www.grossmann-zacher.de

bernadett.grossmann@grossmann-zacher.de
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Alle

Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.12.

■
Umsatzsteuer

■
Lohnsteuer

■
Kirchensteuer zur Lohnsteuer

■
Einkommensteuer

■
Kirchensteuer

■
Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.12. für den Eingang der

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der

Gemeinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um

Säumniszuschläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei

Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Dezember 2021

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld

spätestens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für

Dezember ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 28.12.2021.

Auslandsreisen: Steuerliche Behandlung ab

01.01.2022

Pandemiebedingt werden die Auslandstage- und

Auslandsübernachtungsgelder nach dem Bundesreisekostengesetz

zum 01.01.2022 nicht neu festgesetzt. Die zum 01.01.2021

veröffentlichten Beträge gelten somit für das Kalenderjahr 2022

unverändert fort, wie das Bundesfinanzministerium (BMF) mitteilt.

Demzufolge seien die durch BMF-Schreiben vom 03.12.2020 zur

"Steuerlichen Behandlung von Reisekosten und

Reisekostenvergütungen bei betrieblich und beruflich veranlassten

Auslandsreisen ab 01.01.2021" (BStBl I, S. 1256) veröffentlichten

steuerlichen Pauschbeträge auch für das Kalenderjahr 2022

anzuwenden.

Bundesfinanzministerium, PM vom 27.09.2021

Schenkungsteuer: Lebensmittelpunkt des Schenkers

entscheidend

Hat ein Schenker seinen Wohnsitz in Deutschland und Schweden,

kommt es für die Schenkungsteuer auf seinen Lebensmittelpunkt an

– auch dann, wenn Schweden zum Zeitpunkt der Schenkung die

Schenkungsteuer bereits abgeschafft hat. Das hat das Finanzgericht

(FG) Baden-Württemberg in drei Verfahren entschieden und jeweils

die Revision zugelassen. Die vom beklagten Finanzamt eingelegten

Revisionen sind beim Bundesfinanzhof unter den Aktenzeichen II R

28/20, II R 29/20 und II R 27/20 anhängig.

Die Kläger der drei Verfahren sind Geschwister. Ihr Vater hatte

jedem von ihnen 2005 Anteile an einer schwedischen

Aktiengesellschaft geschenkt. Der Vater als Schenker hatte im

Zeitpunkt der Schenkung einen Wohnsitz in Deutschland und in

Schweden und seinen Lebensmittelpunkt in Schweden. Die

Beschenkten waren nicht im Inland ansässig. Das beklagte Finanzamt

setzte gegen alle drei Beschenkten Schenkungsteuer fest. Der Vater

habe einen Wohnsitz im Inland und mit der Abschaffung der

Schenkungsteuer in Schweden zu Beginn des Jahres 2005 stehe

Deutschland das Besteuerungsrecht zu. Nach den Beschenkten stehe

Schweden das Besteuerungsrecht zu. Dort sei der Vater infolge

seines Lebensmittelpunkts ansässig.

Das FG hob die Schenkungsteuerbescheide jeweils auf. Das

Besteuerungsrecht stehe Schweden zu, auch wenn dort im Zeitpunkt

der Schenkung die Schenkungsteuer abgeschafft gewesen sei. In

Deutschland bestehe zwar eine unbeschränkte Steuerpflicht, da der

Schenker im Inland einen Wohnsitz habe. Doch nach dem

Doppelbesteuerungsabkommen Schweden (DBA), das die Erbschaft-,

Schenkung-, Einkommen- und Vermögensteuer umfasse und nicht

gekündigt oder geändert worden sei, sei die "Ansässigkeit der an der

Schenkung beteiligten Personen" entscheidend. Sei der Schenker in

beiden Vertragsstaaten ansässig und verfüge in beiden

Vertragsstaaten über eine ständige Wohnstätte, sei dessen

Mittelpunkt der Lebensinteressen maßgebend. Der Schenker habe

zum Zeitpunkt der Schenkung seinen Lebensmittelpunkt in

Schweden gehabt.
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Eine besondere Zuweisung des Besteuerungsrechts für Deutschland

ergebe sich aus dem DBA nicht, da es sich "bei den geschenkten

Gesellschaftsanteilen weder um unbewegliches Vermögen" noch "um

bewegliches Betriebsvermögen eines in Deutschland belegenen

Unternehmensteils" handle. Auch nach der Abschaffung der

Schenkungsteuer in Schweden seien nach Wortlaut und Systematik

des Abkommens die Ansässigkeit beziehungsweise der

Lebensmitteilpunkt für die Verteilung des Steuersubstrats

maßgebend. Es komme nicht darauf an, ob der andere Vertragsstaat

Schenkungsteuer festsetze. Dies gelte auch dann, wenn dadurch die

Schenkung – wie in den Streitfällen – unversteuert bleibt. Jedem

Vertragsstaat stehe es frei, ob und wie er von seinem

Besteuerungsrecht Gebrauch macht. Eine so genannte Rückfallklausel

gebe es nicht.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Entscheidungen vom 05.08.2020,

7 K 2777/18, 7 K 2778/18 und 7 K 2779/18, nicht rechtskräftig

Ausländische Stiftung: Gemeinnützigkeit richtet sich

nach deutschem Recht

Die Anerkennung einer ausländischen Stiftung als gemeinnützig

richtet sich allein nach deutschem Recht. Dies stellt das Finanzgericht

(FG) Niedersachsen klar.

Geklagt hatte eine rechtsfähige Stiftung nach österreichischem Recht,

die unter Anwendung des so genannten Typenvergleichs nach den

Feststellungen des FG nach ihrer wirtschaftlichen und rechtlichen

Struktur einem deutschen Körperschaftsteuersubjekt entspricht. Sie

fällt damit in den Anwendungsbereich des § 2 Nr. 1

Körperschaftsteuergesetz (KStG), sodass im Streitfall das Verfahren

wegen gesonderter Feststellung gemäß § 60a Absatz 1 Satz 1

Abgabenordnung (AO) in Verbindung mit § 60a Absatz 2 Nr. 2 AO

über die Einhaltung der satzungsmäßigen Voraussetzungen nach den

§§ 51, 59, 60 und 61 AO als Annexverfahren zur Körperschaftsteuer

anzuwenden war.

Die Klägerin verfügte über Vermögen im Inland sowie in Österreich

und war nach österreichischem Recht als gemeinnützig anerkannt.

Nach ihrer Satzung ist Stiftungszweck die Förderung von Kunst und

Kultur, insbesondere des politischen deutschsprachigen Kabaretts im

Sinne des Lebenswerkes des Stifterehepaares. Nach den weiteren

Bestimmungen der Satzung verfolgt die Stiftung mildtätige und

gemeinnützige Ziele im Sinne der österreichischen

Bundesabgabenordnung. Die Satzung der Klägerin entspricht nicht

vollständig der Mustersatzung nach § 60 Absatz 1 Satz 2 AO.

Nach dem Gerichtsbescheid des FG erfüllt die Satzung der Klägerin

dennoch die Voraussetzungen der §§ 51, 59, 60 und 61 AO.

Ausgangspunkt und Maßstab der Prüfung sei dabei allein das

(innerstaatliche) deutsche Recht, unabhängig davon, dass die

betreffende Körperschaft im Ausland ansässig ist. Die

Bundesrepublik Deutschland sei auch aus Gründen des Unionsrechts

– insbesondere der Grundfreiheiten – nicht verpflichtet, den

Gemeinnützigkeitsstatus ausländischen Rechts anzuerkennen.

Ausgangspunkt und Maßstab seien sonach allein § 5 Absatz 1 Nr. 9

Satz 1 KStG in Verbindung mit §§ 52 ff. AO. Die Satzung der Klägerin

müsse daher gemäß § 60 Absatz 1 Satz 2 AO die in der Anlage 1 zur

AO bezeichneten Festlegungen enthalten.

Dabei sei bei der im Streitfall vorliegenden grenzüberschreitenden

Gemeinnützigkeit im Anwendungsbereich der unionsrechtlichen

Grundfreiheiten nach Auffassung des Gerichts jedoch zu

berücksichtigen, dass ausländische Körperschaften typischerweise

keine den Vorgaben des § 60 Absatz 1 Satz 2 AO entsprechende

Satzung haben, sodass die vorgenannten Regelungen eine

(mittelbare) Diskriminierung der ausländischen Körperschaften

beinhalten würden, ohne dass hierfür eine Rechtfertigung bestünde.

§ 60 Absatz 1 Satz 2 AO müsse damit im Lichte der Grundfreiheiten

einschränkend in der Weise ausgelegt werden, dass im Ergebnis auch

eine nicht in deutscher Sprache abgefasste Satzung genüge, wenn

diese materiell vergleichbare Festlegungen enthalte. Dies muss zur

Überzeugung des FG auch dann gelten, wenn die Satzung zwar – wie

im Streitfall – in deutscher Sprache abgefasst ist, aber von der

Mustersatzung abweichende Formulierungen enthält. Unter

Berücksichtigung dieser Grundsätze hat der Senat in seiner

Entscheidung festgestellt, dass das beklagte Finanzamt zum Erlass

eines Feststellungsbescheides nach § 60a AO verpflichtet ist.

Das FG hat die Revision zugelassen, da die Frage des

Zusammenwirkens der Vorschriften anderer Staaten (hier der

österreichischen Bundesabgabenordnung) mit den deutschen

Vorschriften des Gemeinnützigkeitsrechts bei im Inland beschränkt

steuerpflichtigen ausländischen Stiftungen bisher nicht

höchstrichterlich entschieden sei.

Finanzgericht Niedersachsen, Gerichtsbescheid vom 04.05.2020, 6 K

53/18, nicht rechtskräftig
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Unternehmer

Steuer-ID ab 2022 auch im gewerblichen Minijob zu

melden

Arbeitgeber müssen ab 2022 die Steuer-IDs ihrer gewerblichen

Minijobber im elektronischen Meldeverfahren an die Minijob-Zentrale

übermitteln. Dies gilt laut Minijob-Zentrale unabhängig davon, ob der

Arbeitgeber die Steuer pauschal an die Minijob-Zentrale zahlt oder die

individuelle Besteuerung nach der Lohnsteuerklasse über das

Finanzamt vornimmt. Zudem sei in der Datenübermittlung die Art der

Versteuerung anzugeben.

Die Steuer-Identifikationsnummer ist eine persönliche

Identifikationsnummer und besteht aus elf Ziffern. Sie wird

zusammen mit den Stammdaten, die eine Identifizierung des

Steuerpflichtigen ermöglichen sollen, in einer vom Bundeszentralamt

für Steuern (BZSt) verwalteten Datenbank gespeichert. Zu den

Stammdaten gehören unter anderem der Name, Geburtsdatum und

-ort, Geschlecht sowie die letzte bekannte Anschrift des

Steuerpflichtigen. Außerdem sei dort auch das zuständige Finanzamt

hinterlegt, so die Minijob-Zentrale.

Bis Ende 2008 sei die Steuer-ID allen Bürgern, die zu diesem

Zeitpunkt in Deutschland gemeldet waren, in einem Brief des BZSt

mitgeteilt worden. Wer in Deutschland gemeldet ist, bekomme seine

Steuer-ID seit ihrer Einführung automatisch per Post zugesendet.

Auch nach der Geburt eines Kindes erhalte dieses bereits den ersten

Brief mit der Steuer-ID. Ausländer erhielten ihre Steuer-ID ebenfalls

automatisch nach ihrer Anmeldung beim Einwohnermeldeamt in

Deutschland.

Die Steuer-ID fänden Beschäftigte entweder auf der jährlichen

Lohnsteuerbescheinigung, dem letzten Steuerbescheid, der letzten

Steuererklärung, dem Schreiben des BZSt bei der erstmaligen Vergabe

der ID oder dem Schreiben des Finanzamts im Oktober/November

2011 mit der Information über die gespeicherten elektronischen

Lohnsteuerabzugsmerkmale (kurz: ELStAM). Sind diese Dokumente

nicht auffindbar, kann laut Minijob-Zentrale vom Arbeitnehmer auf

der Seite des BZSt eine erneute Mitteilung der Steuer-ID beantragt

werden.

Minijob-Zentrale, PM vom 21.10.2021

Kassengesetz: FAQ-Katalog veröffentlicht

Mit dem Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen

Grundaufzeichnungen vom 22.12.2016 (so genanntes Kassengesetz)

wurde zum 01.01.2020 die Pflicht zur Ausgabe von Belegen

eingeführt.

Das Kassengesetz soll für mehr Steuergerechtigkeit sorgen. Laut

Bundesfinanzministerium (BMF) stärkt die Belegausgabepflicht die

Transparenz und hilft gegen Steuerbetrug

Der Beleg könne elektronisch oder in Papierform ausgestellt werden,

so das BMF. Das Erstellen des Belegs müsse in unmittelbarem

zeitlichem Zusammenhang mit dem Geschäftsvorgang erfolgen.

Nun hat das BMF einen FAQ-Katalog zum Kassengesetz

veröffentlicht, gibt also Antworten auf Fragen, die sich rund um das

Kassengesetz stellen können.

Bundesfinanzministerium, PM vom 21.10.2021

KSt-Optionsmodell: DStV wirbt für mehr

Rechtssicherheit im BMF-Schreiben

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat sein Entwurfsschreiben zur

Option zur Körperschaftsbesteuerung vorgelegt. Der Deutsche

Steuerberaterverband (DStV) begrüßt den vergleichsweise "raschen

Aufschlag". Viele Problempunkte würden geklärt. Einzelne

Ausführungen, zum Beispiel zur Grunderwerbsteuer oder zur

umsatzsteuerlichen Behandlung, fehlten hingegen. Der DStV plädiert

daher für diverse Ergänzungen, Klarstellungen, aber auch

Streichungen, um deutlich mehr Rechtssicherheit für die Praxis zu

erreichen.

Die grundsätzliche Marschrichtung des BMF, mit dem

Entwurfsschreiben eine Vielzahl an unklaren Punkten, wie beim

persönlichen Anwendungsbereich oder bei Fragen zum Antrag,

praktikablen Lösungen zuzuführen, begrüßt der DStV.

An anderen Stellen des Papiers bestehe jedoch

Nachbesserungsbedarf, wie beim Nachweis über die persönlichen

Voraussetzungen für die Option. Nach Auffassung des BMF solle der

Nachweis auf Anforderung für jedes Jahr bei Abgabe der

Körperschaftsteuererklärung von der optierenden Gesellschaft zu

erbringen sein. Der DStV sieht diese geplante Vorgabe höchst

kritisch. Sie gehe deutlich über das Gesetz hinaus.
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Auch im Zusammenhang mit Anteilen an einer Komplementär-GmbH

als funktional wesentliche Betriebsgrundlage im

Sonderbetriebsvermögen konstatiert der Verband Änderungsbedarf.

Gegenwertig stehe die hierzu formulierte BMF-Auffassung beim

fiktiven Formwechsel im Widerspruch zur Wertung der Verfügung der

Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen zum echten Formwechsel.

Nach Beurteilung des DStV weisen überdies verschiedene Stellen des

BMF-Entwurfs Unschärfen in den Formulierungen auf. Diese fänden

sich unter anderem im Zusammenhang mit der Notwendigkeit zur

Aufstellung einer steuerlichen Schlussbilanz und der Widerruflichkeit

des Antrags auf Beendigung des fiktiven Formwechsels.

Kritisch äußert sich der Verband auch zu der im Entwurf

vorgesehenen Anwendung der Gesamtplanrechtsprechung. Entgegen

der Aufgabe der Gesamtplanrechtsprechung bei § 6 Absatz 3

Einkommensteuergesetz durch die Finanzverwaltung solle diese im

Zusammenhang mit der Option zur Körperschaftsbesteuerung wieder

an Bedeutung gewinnen.

Der DStV hatte sich bereits in seiner Stellungnahme S 03/21 zum

Gesetzentwurf zur Modernisierung des Körperschaftsteuerrechts

(BT-Drs. 19/28656) geäußert. Sein Fazit: Gerade für kleine und

mittlere Unternehmen böte eine Verbesserung und Öffnung der

Thesaurierungsbegünstigung deutlich mehr Potenzial.

Deutscher Steuerberaterverband e.V., PM vom 21.10.2021

Rückzahlung der Corona-Soforthilfe erhöht

Haftungsquote nicht

Die Rückzahlung der Corona-Soforthilfe ist nicht in die Berechnung

der Haftungsquote einzubeziehen. Dies hat das Finanzgericht (FG)

Münster mit in einem Verfahren über die Aussetzung der Vollziehung

eines Haftungsbescheids entschieden.

Die Antragstellerin war alleinige Gesellschafterin und

Geschäftsführerin einer Unternehmergesellschaft (UG). Das

Finanzamt behandelte Gehaltszahlungen der UG an die

Antragstellerin als verdeckte Gewinnausschüttungen, was zu einer

Erhöhung der Körperschaftsteuerfestsetzungen führte.

Zwischenzeitlich wurde das Insolvenzverfahren über das Vermögen

der UG eröffnet, woraufhin das Finanzamt die Antragstellerin nach §

69 Abgabenordnung (AO) für die rückständigen Steuerschulden der

UG in Haftung nahm.

Nach erfolglosem Einspruchsverfahren erhob die Antragstellerin eine

noch anhängige Klage gegen den Haftungsbescheid und beantragte

für das Klageverfahren bei Gericht die Aussetzung der Vollziehung.

Zur Begründung gab sie an, dass die UG eine Corona-Soforthilfe in

Höhe von 9.000 Euro erhalten habe, die nicht für Steuerzahlungen

zu verwenden gewesen sei. Von den im Haftungszeitraum getätigten

Ausgaben seien circa 2.300 Euro auf die Rückzahlung der

Corona-Soforthilfe entfallen. Ferner habe sich die Antragstellerin

durch die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht während der

Pandemie durch das COVInsAG auch vor einer

Haftungsinanspruchnahme geschützt gefühlt. Ohne die

unerwarteten Steuernachzahlungen aufgrund der verdeckten

Gewinnausschüttungen hätte sie keinen Insolvenzantrag stellen

müssen.

Der Antrag hatte teilweise Erfolg. Das FG Münster hat zunächst

ausgeführt, dass die Antragstellerin als Geschäftsführerin dem

Grunde nach gemäß § 69 AO für die rückständigen Steuern der UG

hafte. Nach dem Grundsatz der anteiligen Tilgung könne sie jedoch

bei summarischer Betrachtung lediglich in Höhe von 35 Prozent der

rückständigen Steuern in Anspruch genommen werden. Es sei

ernstlich zweifelhaft, bei der Berechnung der Haftungsquote die

Rückzahlung der Corona-Soforthilfe in die Gesamtverbindlichkeiten

und in die bezahlten Verbindlichkeiten der UG einzubeziehen, da die

Soforthilfe zweckgebunden und damit nicht pfändbar sei. Daraus

ergebe sich, dass der Betrag auch nicht für alte Steuerschulden

verwendet werden dürfe. Ohne Berücksichtigung des

Rückzahlungsbetrages hätten der UG Mittel zur Verfügung

gestanden, um circa 35 Prozent der Gesamtverbindlichkeiten zu

tilgen.

Die Regelungen des COVInsAG stünden einer

Haftungsinanspruchnahme der Antragstellerin nicht entgegen.

Dieses Gesetz sei bereits nicht einschlägig, da die Insolvenzreife der

UG nach eigenen Angaben der Antragstellerin nicht auf die

Auswirkungen der Corona-Pandemie, sondern auf die unerwarteten

Steuerverbindlichkeiten aufgrund der verdeckten

Gewinnausschüttungen zurückzuführen sei. Im Übrigen seien die

Pflicht zur anteiligen Tilgung der Steuerschulden und die bei

Verletzung dieser Pflicht drohende Haftung nach § 69 AO nicht

durch das COVInsAG ausgesetzt worden.

Finanzgericht Münster, Beschluss vom 15.10.2021, 9 V 2341/21 K
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Kapital-

anleger

Bankgebühren: Umsetzung eines Urteils des

Bundesgerichtshofs

Die deutschen Banken haben nach Kenntnis der Bundesregierung ihre

Kunden zeitnah über ein höchstrichterliches Urteil zu den

Allgemeinen Geschäftsbedingungen unterrichtet. Die Umsetzung sei

aber noch im Gange. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung

(BT-Drs. 19/32356) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis

90/Die Grünen (BT-Drs. 19/31946) hervor.

Den Abgeordneten zufolge hatten deutsche Banken allgemein eine

Klausel in ihren Allgemeinen Geschäftsbedingungen, wonach bei

Gebührenerhöhungen die Zustimmung der Kunden als erteilt gilt,

sofern diese nicht ausdrücklich widersprechen. Solche Klauseln habe

der Bundesgerichtshof am 27. April 2021 für unwirksam erklärt.

Die Bundesregierung weist nun darauf hin, dass das Gericht die

Begründung dieser Entscheidung erst Anfang Juni veröffentlicht habe.

In den Juni-Abrechnungen hätten die meisten Banken dann ihre

Kunden darauf hingewiesen. Die Bundesanstalt für

Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) stehe in dieser Sache im

Austausch sowohl mit der Kreditwirtschaft als auch mit

Verbraucherschutzorganisationen, um die Umsetzung des Urteils zu

überwachen. Im Fall einer Nicht-Umsetzung könne die BaFin

aufsichtsrechtliche Maßnahmen ergreifen. Die Bundesregierung

werde "die Entwicklungen der Vertragspraxis beobachten und im

Lichte dessen prüfen, ob und inwieweit gesetzgeberischer

Handlungsbedarf besteht", schreibt sie in ihrer Antwort.

Deutscher Bundestag, PM vom 22.09.2021

Kirchensteuerprogression: Keine Kappung bei

Einkünften aus Kapitalvermögen

Das Finanzgericht (FG) Münster hat entschieden, dass ein Erlass von

Kirchensteuer wegen Kappung der Progression bei Vorliegen von

Einkünften aus Kapitalvermögen neben tariflichen Einkünften nicht in

Betracht kommt.

Die Kläger sind Mitglieder der römisch-katholischen Kirche und

werden als Ehegatten zusammen zur Einkommensteuer veranlagt.

Im Streitjahr 2015 erzielten sie der tariflichen Einkommensteuer

unterliegende Einkünfte in Höhe von circa 370.000 Euro und

daneben Kapitaleinkünfte in Höhe von knapp 250.000 Euro, die nach

§ 32d Einkommensteuergesetz (EStG) dem Einkommensteuersatz

von 25 Prozent unterworfen wurden. Hieraus resultierte eine

Kirchensteuerfestsetzung von circa 18.000 Euro, deren Berechnung

zwischen den Beteiligten nicht streitig ist.

Die Kläger beantragten eine Begrenzung der Kirchensteuer gemäß

der Bischöflichen Anordnung zu Kirchensteuerhöchstbeträgen auf

vier Prozent des zu versteuernden Einkommens. Dies lehnte der

Beklagte ab, da nach § 32d EStG besteuerte Kapitaleinkünfte nicht

unter diese Begrenzung fielen.

Das FG Münster hat die auf Erlass eines Teilbetrags der

Kirchensteuer gerichtete Klage abgewiesen, da die Kläger keinen

Anspruch auf einen solchen Erlass hätten. Der begehrte Erlass könne

zunächst nicht auf § 227 Abgabenordnung gestützt werden, da die

Erhebung der vollständigen Kirchensteuer nicht unbillig erscheine.

Die mit der Progression der Einkommensteuer verbundene Höhe der

Kirchensteuer treffe alle Steuerpflichtigen ab einer gewissen

Einkommenshöhe gleichermaßen und sei daher vom Gesetzgeber

gewollt.

Auch aus dem Kirchensteuerrecht ergebe sich kein Erlasstatbestand.

Weder das Kirchensteuergesetz Nordrhein-Westfalen noch die

Kirchensteuerordnung des Beklagten enthielten Aussagen zu

Kappung der Progression beziehungsweise zu einem entsprechenden

Erlass der Kirchensteuer.

Schließlich sei auch die von den Klägern angeführte Bischöfliche

Anordnung nicht geeignet, den begehrten Erlass zu begründen. Dabei

könne offenbleiben, ob diese Anordnung überhaupt eine

ausreichende gesetzliche Grundlage für einen Kirchensteuererlass

darstellen kann. Jedenfalls lägen die hierin genannten

Voraussetzungen nicht vor. Zum einen sei ausdrücklich geregelt,

dass die dem 25-prozentigen Steuersatz für Kapitaleinkünfte

unterliegenden Beträge bei der Kappung außer Ansatz blieben. Zum

anderen wären die Kapitaleinkünfte in die Bemessungsgrundlage für

den Kappungsbetrag von vier Prozent einzubeziehen, wodurch der

Höchstbetrag noch oberhalb der festgesetzten Kirchensteuer läge.

Finanzgericht Münster, Gerichtsbescheid vom 15.06.2021, 4 K

1768/20 Ki, rechtskräftig
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Banken: "Bis zu"-Angabe für Überziehungszinssatz

unzulässig

Banken müssen die Zinssätze für Dispokredite in der Werbung und im

Preisverzeichnis deutlich hervorheben. Hat eine Bank nach

Kundengruppen differenzierte Zinssätze, darf sie den

Überziehungszinssatz nicht mit "bis zu 10,90 Prozent" angeben. Das

hat der Bundesgerichtshof (BGH) in zwei Verfahren gegen die

Deutsche Bank und die Sparda-Bank Hessen entschieden, wie der

Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) mitteilt, der gegen die

beiden Banken geklagt hatte.

"Die Urteile des Bundesgerichtshofes sind ein wichtiger Schritt für

mehr Transparenz bei den Dispozinsen", sagt David Bode,

Rechtsreferent beim vzbv. "Banken müssen die Zinssätze besonders

hervorheben und eindeutig über die Kosten für eine

Kontoüberziehung informieren." Das sei auch bitter nötig. Viele

Banken verlangten auch in der gegenwärtigen Niedrigzinsphase noch

einen Zinssatz von mehr als zehn Prozent.

Schon seit März 2016 seien Banken verpflichtet, die Zinssätze für

Überziehungsmöglichkeiten "klar, eindeutig und in auffallender

Weise" anzugeben, unterstreicht der vzbv. Auf der Internetseite der

Sparda-Bank Hessen hätten sich die Dispozinssätze nicht von den

übrigen Angaben im Preisverzeichnis und im Preisaushang abgehoben.

Die Deutsche Bank habe im Internet den Zinssatz für Dispokredite für

Nutzer eines AktivKontos mit "bis zu 10,90 % p.a." angegeben. In

Klammern habe gestanden, dass sich der Zinssatz nach Dauer und

Umfang der Kundenbeziehung richte. Damit sei für Kunden

weitgehend unklar geblieben, wie viel Zinsen sie für eine

Kontoüberziehung zahlen müssen. Aus dem online abrufbaren

Preisaushang sei eine Zinsspanne von 7,90 bis 10,90 Prozent

hervorgegangen – allerdings nicht in auffallender Weise.

Der vzbv hatte bei beiden Banken beanstandet, dass die

Dispozinssätze nicht hervorgehoben waren. Bei der Deutschen Bank

kritisierte der Verband außerdem die ungenaue Zinsangabe. Das

Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt am Main hatte beiden Klagen

stattgegeben. Die dagegen gerichteten Revisionen der Banken habe

der BGH jetzt in letzter Instanz abgewiesen, so der vzbv.

Dispozinssätze müssten deutlich gegenüber den anderen Angaben

zum Girokonto hervorgehoben sein, stelle der BGH klar. Nur dann

würden Kunden in auffallender Weise über die Kosten der

Kontoüberziehung informiert, wie es gesetzlich vorgeschrieben ist.

Der BGH habe sich auch der Ansicht des vzbv angeschlossen, dass es

nicht klar und eindeutig ist, wenn eine Bank nach Kundengruppen

differenzierte Dispozinssätze hat, aber lediglich einen Zinssatz "bis zu

… Prozent" nennt. Zuvor habe bereits das OLG Frankfurt am Main

geurteilt, dass die Dispozinsen nicht in der Gesamtdarstellung der

Bankkonditionen versteckt sein dürfen und Banken mit

differenzierten Zinssätzen zumindest die Zinsspanne angeben

müssen.

Verbraucherzentrale Bundesverband, PM vom 18.08.2021 zu

Bundesgerichtshof, Urteil vom 29.06.2021, XI ZR 46/20 (Deutsche

Bank) und XI ZR 19/20 (Sparda-Bank Hessen)

Austausch von Steuerdaten mit USA und anderen

Staaten: Bundesregierung informiert

Die Bundesregierung informiert in der Antwort (BT-Drs. 19/32236)

auf eine Kleine Anfrage (BT-Drs. 19/30741) der Fraktion Die Linke

über den Informationsaustausch mit anderen Staaten in

Steuersachen. Unter anderem führt sie aus, dass 2019 Daten zu

mehr als 300.000 Konten mit Kontosalden von in der Summe mehr

als 50 Billionen Euro von den USA nach Deutschland übermittelt

wurden.

Teilweise beruft sich die Regierung bei der Beantwortung auf

Vertraulichkeit. Diese bilde "einen fundamentalen Grundsatz der

zwischenstaatlichen Amtshilfe" und folge dem Prinzip der

Gegenseitigkeit, schreibt die Regierung. Diese Antworten seien daher

nur für die Abgeordneten in der Geheimschutzstelle des Bundestages

einsehbar.

Deutscher Bundestag, PM vom 20.09.2021
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Immobilien-

besitzer

BMF: Gewinnerzielungsabsicht bei kleinen

Photovoltaikanlagen und vergleichbaren

Blockheizkraftwerken

Nach Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der Länder gelten

zur ertragsteuerlichen Behandlung kleiner Photovoltaikanlagen und

vergleichbarer Blockheizkraftwerke (BHKW) die im BMF-Schreiben

vom 29.10.2021 genannten Regelungen. Diese dienen der

Vereinfachung des Verwaltungsverfahrens, da bei Inanspruchnahme

der Vereinfachungsregelung aufwändige und streitanfällige

Ergebnisprognosen für die Beurteilung der Gewinnerzielungsabsicht

weder erstellt noch geprüft werden müssen.

Dieses Schreiben tritt an die Stelle des BMF-Schreibens vom 2. Juni

2021 (IV C 6 - S 2240/ 19/10006:003, 2021/0627224, BStBl I S. 722),

das hiermit aufgehoben wird.

Das BMF-Schreiben kann hier auf der Internetseite des

Bundesfinanzministeriums heruntergeladen werden (PDF).

Elektrofahrzeuge: Kein Anspruch auf Genehmigung

des Einbaus einer Ladestation durch selbstgewählten

Anbieter

Das Amtsgericht (AG) München hat die Klage eines Ehepaares gegen

seine Vermieterin auf Erlaubnis der Errichtung einer

Elektroladestation für Elektrofahrzeuge auf eigene Kosten durch eine

von dem Paar selbst gewählte Firma abgewiesen.

Die Kläger hatten in München eine Wohnung samt

Tiefgaragenstellplatz gemietet. Zu dem 2012 errichteten

Wohnkomplex gehören bei rund 200 Mietparteien knapp 200

Tiefgaragenstellplätze, die über zwei Hausanschlüsse mit Strom

versorgt werden. Für ihr künftiges Hybridfahrzeug beabsichtigen die

Kläger, eine Fachfirma mit der Errichtung einer Ladestation zu

beauftragen, die Einbaukosten von 1.600 bis 1.700 Euro veranschlagt,

keine Nutzungspauschale erhebt und die Ladestation direkt an den

zur Wohnung gehörenden Stromzähler anschließen würde.

Die Beklagte hält dagegen, dass über jeden Hausanschluss nur fünf bis

zehn Ladestationen angeschlossen werden könnten. 27 Mietparteien

hätten aber bereits Interesse an einer Ladestation angemeldet.

Die Beklagte verweist die Kläger deswegen an einen städtischen

Versorger, der für die Errichtung bei einer Einmalzahlung von 1.499

Euro eine monatliche Nutzungspauschale von 45 Euro und eine nach

Fahrzeugtypen gestaffelte monatliche Strompauschale in Rechnung

stellen würde. Nur dieser könne durch technische Maßnahmen wie

Verlegung von Brückenkabeln, die Erstellung eines Trafos, neuer

Zuleitungsleitungen und neuer Zähler eine Versorgung so vieler

Ladestationen ohne Überlastung der Hausanschlüsse gewährleisten.

Die Kläger hätten angesichts der öffentlichen Förderung ohnehin nur

einen Bruchteil dieser Kosten zu tragen. Aus Gründen der

Gleichbehandlung und weil damit zu rechnen sei, dass in nächster

Zeit mehrere Mieter nach Ladestationen verlangen, sei es nicht

möglich, den Klägern die erbetene Erlaubnis zu erteilen.

Die Kläger meinen, dass in ihrem Fall bei noch nicht erreichten 20

Ladestationen eine solche Überlastung des Stromnetzes eben noch

nicht zu befürchten sei und sie nicht auf das langfristig für sie teurere

Angebot verwiesen werden dürften. Hiermit drangen sie vor de AG

München nicht durch.

Gemäß § 554 Absatz 1 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) könne der

Mieter verlangen, dass ihm der Vermieter bauliche Veränderungen

der Mietsache erlaubt, die dem Gebrauch durch Menschen mit

Behinderungen, dem Laden elektrisch betriebener Fahrzeuge oder

dem Einbruchsschutz dienen. Der Anspruch bestehe nicht, wenn die

bauliche Veränderung dem Vermieter auch unter Würdigung der

Interessen des Mieters nicht zugemutet werden kann.

Grundsätzlich solle dem Mieter im Rahmen der allgemeinen

Vertragsfreiheit offenstehen, wen er für entsprechende bauliche

Veränderungen an der Mietsache beauftragt. Dies sei insofern

sachgerecht, so das AG, als der Mieter die erforderlichen Kosten für

die bauliche Veränderung zu tragen hat. Allerdings sei es dem

Vermieter auch nicht verwehrt, eine Gleichbehandlung mehrerer

Mietparteien anzustreben. Dies könne sogar, wie für jeden

nachvollziehbar, für einen friedvollen Umgang von mehreren

Mietern in einer Wohnanlage sinnvoll sein. Insofern sei es den

Mietern, hier den Klägern zumutbar, den Kontraktionszwang im

Hinblick auf die sachlichen Argumente der Vermieterpartei

hinzunehmen. Daher sei es mit Blick auf die Interessen der anderen

Mietparteien nur gerecht, nunmehr eine für alle Interessierten

gleiche Lösung mit der Errichtung durch die Stadtwerke München zu

gewähren, welche eine Überlastung des Stromnetzes technisch

verhindern können.

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/20211029-gewinnerzielungsabsicht-bei-kleinen-photovoltaikanlagen-und-vergleichbaren-blockheizkraftwerken.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Es wäre nicht akzeptabel, den Klägern vorliegend eine private Lösung

zu erlauben, spätestens aber nach Ausschöpfen der geringen Kapazität

weiteren Interessenten die Lösung aufgrund der Stromproblematik zu

versagen.

Im Ergebnis müssten die Interessen der Kläger mit der gewünschten

Elektrofirma zu kontrahieren zurücktreten. Zu bedenken ist laut AG,

dass die Beklagte dem Anspruch aus § 554 BGB insofern Rechnung

trägt, als sie die Installation einer Ladevorrichtung für Elektro- und

Hybridautos den Klägern grundsätzlich erlaubt, jedoch verbunden mit

der Bedingung der Wahl des Vertragspartners durch die Beklagte.

Diese Einschränkung sei im Hinblick auf die sachlichen Gründe

(Problematik der ganzheitlichen Stromversorgung, Gleichbehandlung

der nunmehr Interessierten) hinzunehmen.

Amtsgericht München, Urteil vom 01.09.2021, 416 C 6002/21, nicht

rechtskräftig

Gemeindliches Vorkaufsrecht zwecks Milieuschutzes:

Mögliche erhaltungswidrige Nutzungsabsichten

irrelevant

Das Vorkaufsrecht für ein Grundstück, das im Geltungsbereich einer

Erhaltungssatzung beziehungsweise -verordnung liegt, darf von der

Gemeinde nicht auf der Grundlage der Annahme ausgeübt werden,

dass der Käufer in Zukunft erhaltungswidrige Nutzungsabsichten

verfolgen werde. Das hat das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG)

entschieden.

Die Klägerin, eine Immobiliengesellschaft, wendet sich gegen die

Ausübung des gemeindlichen Vorkaufsrechts. Sie erwarb ein im

Berliner Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg gelegenes Grundstück, das

mit einem Mehrfamilienhaus aus dem Jahr1889 bebaut ist, in dem

sich 20 Mietwohnungen und zwei Gewerbeeinheiten befinden. Das

Grundstück liegt im Geltungsbereich einer Verordnung, die dem

Schutz der Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung

aus besonderen städtebaulichen Gründen dient (so genannte

Milieuschutzsatzung). Das Bezirksamt übte das Vorkaufsrecht

zugunsten einer landeseigenen Wohnungsbaugesellschaft aus, um der

Gefahr zu begegnen, dass ein Teil der Wohnbevölkerung aus dem

Gebiet verdrängt wird, wenn im Anschluss an die Veräußerung die

Wohnungen aufgewertet und die Mieten erhöht oder die

Mietwohnungen in Eigentumswohnungen umgewandelt würden.

Die hiergegen gerichtete Klage hatte in den Vorinstanzen keinen

Erfolg. Das Oberverwaltungsgericht (OVG) hat ausgeführt, dass das

Wohl der Allgemeinheit die Ausübung des Vorkaufsrechts

rechtfertige. Die sozialen Erhaltungsziele würden gefördert. Werde

das Vorkaufsrecht nicht ausgeübt, seien nach Lage der Dinge die

vom Bezirksamt aufgezeigten erhaltungswidrigen Entwicklungen zu

befürchten. Ein gesetzlicher Ausschlussgrund für die Ausübung des

Vorkaufsrechts liege nicht vor; die zu erwartenden Nutzungen des

Erwerbers seien ebenfalls zu berücksichtigen.

Das BVerwG ist dem nicht gefolgt. Es hat das Berufungsurteil

aufgehoben und der Klage stattgegeben. Der Beklagte durfte sein

Vorkaufsrecht nach § 24 Absatz 1 Nr. 4 Baugesetzbuch (BauGB) für

das im Geltungsbereich einer Erhaltungsverordnung gelegene

Grundstück nicht ausüben. Nach § 26 Nr. 4 Alt. 2 BauGB sei die

Ausübung des Vorkaufsrechts ausgeschlossen, wenn das Grundstück

entsprechend den Zielen oder Zwecken der städtebaulichen

Maßnahmen bebaut ist und genutzt wird und eine auf ihm errichtete

bauliche Anlage keine Missstände oder Mängel im Sinne des § 177

Absatz 2 und 3 Satz 1 aufweist. Diese Voraussetzungen lägen nach

den nicht mit Verfahrensrügen angegriffenen und für das BVerwG

daher bindenden Tatsachenfeststellungen des OVG vor.

§ 26 Nr. 4 BauGB sei nach seinem Wortlaut eindeutig auf die

tatsächlichen Verhältnisse im Zeitpunkt der letzten

Behördenentscheidung über das Vorkaufsrecht bezogen. Eine

Auslegung in dem Sinne, dass die Vorschrift auf Vorkaufsrechte für

Grundstücke im Geltungsbereich einer Erhaltungssatzung keine

Anwendung findet, komme nicht in Betracht. Es sei nicht ersichtlich,

dass der Gesetzgeber bei der Neuregelung des BauGB die alte

Rechtslage nach dem BBauG insoweit unverändert übernehmen

wollte und ihm dies bei der Gesetzesformulierung lediglich

"misslungen" ist. Die vom OVG angestellte Prüfung, ob zukünftig

von erhaltungswidrigen Nutzungsabsichten auszugehen ist, scheide

daher aus.

Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 09.11.2021, BVerwG 4 C 1.20
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Angestellte

In Drittstaaten erzielter, im Inland steuerfreier

Arbeitslohn: Kein Sonderausgabenabzug inländischer

Pflichtbeiträge zu Renten- und

Arbeitslosenversicherung

Beiträge zur Renten- und Arbeitslosenversicherung, die im

Zusammenhang mit den nach einem Doppelbesteuerungsabkommen

im Inland steuerfreien Einnahmen aus einer Tätigkeit des

Steuerpflichtigen in einem Drittland stehen, sind nicht als

Sonderausgaben nach § 10 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1

Einkommensteuergesetz (EStG) in der am 01.01.2021 geltenden

Fassung abzugsfähig. Denn erzielt der Steuerpflichtige steuerfreie

Einnahmen, die gleichzeitig Pflichtbeiträge an die

Sozialversicherungsträger auslösen, so bestehe ein unmittelbarer

wirtschaftlicher Zusammenhang zwischen den Einnahmen und den

Aufwendungen, erläutert das Finanzgericht (FG) Hamburg. Das habe

zur Folge, dass die Steuerbefreiung dem Sonderausgabenabzug

logisch vorgeht.

Ein Sonderausgabenabzug lasse sich nicht auf die analoge Anwendung

des § 10 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 Halbsatz 2 a) bis c) EStG stützen, fährt

das Gericht fort. Denn diese Regelung sei aufgrund des

entgegenstehenden Willens des Gesetzgebers nicht auf steuerfreie

Einkünfte aus Drittstaaten anwendbar. Auch sei eine einschränkende

Auslegung des Abzugsverbots gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1

Halbsatz 1 EStG nicht verfassungsrechtlich zwingend geboten. Die

Notwendigkeit einer solchen einschränkenden Auslegung folge weder

aus dem subjektiven Nettoprinzip noch aus dem

Folgerichtigkeitsgebot.

Der Kläger war im Streitjahr 2016 bei einem deutsch-chinesischen

Joint Venture als Diplomkaufmann tätig, wobei er insgesamt 224

Arbeitstage in China verbrachte. Er erzielte insoweit Einkünfte aus

nichtselbstständiger Tätigkeit sowohl in Deutschland als auch in

China. Von den erklärten Einkünften entfielen 12,28 Prozent auf im

Inland steuerpflichtige Einkünfte und die restlichen 87,72 Prozent auf

nach Artikel 15 des Doppelbesteuerungsabkommens zwischen

Deutschland und China vom 28.03.2014 ("DBA-China") im Inland

steuerfreie Einkünfte. Zudem wurden Beiträge zur Renten- und zur

Arbeitslosenversicherung für das gesamte Streitjahr als

Sonderausgaben erklärt.

Das Finanzamt ließ die in Zusammenhang mit den steuerfreien

Einkünften stehenden Vorsorgeaufwendungen unberücksichtigt. Die

hiergegen gerichtete Klage hatte keinen Erfolg. Die nicht

berücksichtigten Vorsorgeaufwendungen stünden in unmittelbarem

wirtschaftlichen Zusammenhang mit den im Inland steuerfreien

Einnahmen aus der Tätigkeit in China, sodass sie gemäß § 10 Absatz

2 Satz 1 Nr. 1 EStG in der am 01.01.2021 geltenden Fassung (n.F.), die

gemäß § 52 Absatz 18 Satz 4 EStG in der Fassung des Artikels 1 des

Gesetzes vom 21.12.2020 in allen noch offenen Fällen anzuwenden

sei, nicht abziehbar seien. Eine analoge Anwendung des § 10 Absatz

2 Satz 1 Nr. 1 Halbsatz 2 a) bis c) EStG n.F. auf Drittstaaten komme

ebenso wenig in Betracht wie eine einschränkende Auslegung des

Sonderausgabenabzugsverbots gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1

EStG n.F., so das FG. Die Notwendigkeit einer einschränkenden

Auslegung folge insbesondere nicht aus den verfassungsrechtlichen

Prinzipien des subjektiven Nettoprinzips sowie des

Folgerichtigkeitsgebots.

Das FG hat die Revision zugelassen wegen grundsätzlicher

Bedeutung mit Blick auf die besondere Fallkonstellation des

Zusammentreffens der inländischen Sozialversicherungspflicht und

eines möglichen anteiligen Abzugsverbotes nach § 10 Absatz 2 Nr. 1

EStG n.F. wegen Drittstaateneinkünften, ohne dass die übrigen

Vorsorgeaufwendungen zur Altersvorsorge im In- oder Ausland

abzugsfähig sind. Zudem hat es die Revision zur Sicherung einer

einheitlichen Rechtsprechung zugelassen, weil das FG Düsseldorf mit

Urteil vom 10.07.2018 entschieden hat, dass inländische Beiträge zur

Rentenversicherung, die mit nach DBA-China steuerfrei (mit

Progressionsvorbehalt) gestellten Einkünften in Zusammenhang

stehen und im Beschäftigungsstaat China nicht abziehbar sind, als

Sonderausgaben nach § 10 Absatz 2 Nr. 1 EStG zu berücksichtigen

sind (10 K 1964/17, Revision X R 25/18 aus formalen Gründen

verworfen).

Der Gerichtsbescheid des FG ist nicht rechtskräftig. Die zugelassene

Revision wurde eingelegt (I R 31/21).

Finanzgericht Hamburg, Gerichtsbescheid vom 14.06.2021, 1 K

73/19, nicht rechtskräftig
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Echte Abfindung ist nicht wertguthabenfähig

Eine echte Abfindung für den Verlust eines Arbeitsplatzes unterliegt

der Lohnsteuer und kann nicht zur Aufstockung eines

Wertguthabenkontos (Zeitwertkonto) genutzt werden, da kein

sozialversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt vorliegt. Dies stellt das

Finanzgericht (FG) Berlin-Brandenburg klar.

Im Streitfall schloss die Klägerin mit dem Betriebsrat aufgrund von

Umstrukturierungsmaßnahmen einen Interessenausgleich mit dem

Ziel, Personal abzubauen. Darin wurde ausscheidenden

Arbeitnehmern eine "Freiwilligen-Abfindung" (Freiwilligenprogramm)

zugesagt, die mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses fällig

wurde. Es wurde die Möglichkeit eingeräumt, die Abfindungsleistung

in das für sie geführte Langzeitkonto einzubringen. Das aufgestockte

Wertguthaben sollte nach Ende der Beschäftigung nach § 7f

Sozialgesetzbuch IV (SGB IV) auf die Deutsche Rentenversicherung

Bund (DRV) übertragen werden. Die Klägerin unterwarf die

Abfindungen, soweit sie dem Langzeitkonto zugeführt wurden, nicht

der Lohnsteuer und führte auch keine Beiträge zur

Gesamtsozialversicherung ab.

Das FG hat entschieden, dass Abfindungen aus Anlass der Beendigung

des Arbeitsverhältnisses lohnsteuerrechtlichen Arbeitslohn darstellen

und mit Beendigung des Arbeitsverhältnisses zugeflossen sind.

Die an die Arbeitnehmer aufgrund des Freiwilligenprogramms

geleistete Abfindung sei jedoch kein sozialversicherungspflichtiges

Arbeitsentgelt im Sinne des § 14 SGB IV. Die Vereinbarung über die

Zuführung der Abfindung zu einem Wertguthaben sei daher wegen

Fehlens der Geschäftsgrundlage unwirksam, da eine echte Abfindung

nicht wertguthabenfähig sei. Daher sei die Übertragung der um die

Abfindungsbeträge scheinbar aufgestockten Wertguthabenkonten

auch nicht wirksam nach Maßgabe von § 7f Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 SGB

IV auf die DRV möglich gewesen. Folglich greife auch die

Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 52 Einkommensteuergesetz nicht.

Gegen das Urteil wurde Revision eingelegt, die beim Bundesfinanzhof

unter dem Aktenzeichen IX R 25/21 anhängig ist.

Finanzgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 16.06.2021, 4 K

4206/18, nicht rechtskräftig

Arbeitsverhältnis: Unwirksame Befristung aufgrund

elektronischer Signatur

Ein von beiden Seiten nur in elektronischer Form unterzeichneter

befristeter Arbeitsvertrag genügt den Formvorschriften für die

wirksame Vereinbarung einer Befristung nicht. Der Arbeitsvertrag

gilt als auf unbestimmte Zeit geschlossen, wie das Arbeitsgericht

(ArbG) Berlin entschieden hat.

Gemäß § 14 Absatz 4 Teilzeit- und Befristungsgesetz bedarf die

Befristung eines Arbeitsvertrages zu ihrer Wirksamkeit der

Schriftform. In dem der Entscheidung zugrunde liegenden Fall haben

der Arbeitnehmer und die Arbeitgeberin einen befristeten

Arbeitsvertrag als Mechatroniker nicht durch eigenhändige

Namensunterschrift auf dem Vertrag abgeschlossen, sondern unter

Verwendung einer elektronischen Signatur.

Das ArbG hat entschieden, dass jedenfalls die hier verwendete Form

der Signatur dem Schriftformerfordernis nicht genüge. Auch wenn

man annehme, dass eine qualifizierte elektronische Signatur im

Sinne des § 126a Bürgerliches Gesetzbuch zur wirksamen

Vereinbarung einer Befristung ausreiche, liege in diesem Fall keine

solche vor.

Für eine qualifizierte elektronische Signatur sei eine Zertifizierung

des genutzten Systems gemäß Artikel 30 der Verordnung (EU) vom

23.07.2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste

für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt erforderlich. Eine

solche Zertifizierung durch die gemäß § 17 Vertrauensdienstgesetz

zuständige Bundesnetzagentur biete das verwendete System nicht.

Entsprechend sei die Vereinbarung der Befristung mangels

Einhaltung der Schriftform unwirksam. Der Arbeitsvertrag gelte

gemäß § 16 Teilzeit- und Befristungsgesetz als auf unbestimmte Zeit

geschlossen.

Gegen die Entscheidung ist das Rechtsmittel der Berufung zum

Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg gegeben.

Arbeitsgericht Berlin, Urteil vom 28.09.2021, 36 Ca 15296/20, nicht

rechtskräftig
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Familie und

Kinder

Kein Pflegegeld bei länger als 28 Tage dauernder

stationärer Behandlung

Für die Dauer einer länger als 28 Tage dauernden stationären

Behandlung eines behinderten Kindes ist kein Pflegegeld zu gewähren.

Das hat das Sozialgericht (SG) Osnabrück entschieden.

Die Klägerin, ein 2008 geborenes Mädchen, leidet an Trisomie 21,

einer Darmerkrankung und einem angeborenen Herzfehler. Für sie

wurde der Pflegegrad 4 anerkannt, und sie bezog Pflegegeld für die

häusliche Pflege durch ihre Eltern. Von September 2017 bis August

2018 wurde das Mädchen in einem Herzzentrum stationär behandelt.

Für die ersten 28 Tage des Krankenhausaufenthaltes zahlte die

beklagte Pflegeversicherung Pflegegeld, für den Zeitraum darüber

hinaus nicht. Die Pflegekasse verwies darauf, dass Pflegegeld nur für

28 Tage gezahlt werden, weil danach von Gesetzes wegen das Ruhen

angeordnet sei (§ 34 Absatz 2 Satz 2 sozialgesetzbuch XI – SGB XI).

Demgegenüber hat das durch seine Eltern vertretene Mädchen im

Klageverfahren geltend gemacht, wegen der Komplexität seiner

Erkrankung und der erwarteten Spenderherzoperation sei eine

ständige Präsenz der pflegenden Eltern erforderlich gewesen. Die

gesetzliche Regelung würdige individuelle Umstände nicht. Faktisch

hätten seine Eltern die eigentlich dem Krankenhaus obliegende Pflege

übernommen.

Das SG Osnabrück hat dagegen die Entscheidung der Pflegekasse

bestätigt, da die Regelung des § 34 Absatz 2 Satz 2 SGB XI

anzuwenden sei. Hiernach werde Pflegegeld nur für vier Wochen eines

stationären Krankenhausaufenthalts gezahlt; dann ruhe der Anspruch.

Das Gericht hat darauf hingewiesen, dass nach dem Willen des

Gesetzgebers so eine Doppelzahlung vermieden werden solle. Denn

ein objektiver Pflegebedarf an häuslicher Pflege bestehe nicht parallel

bei stationärer Versorgung. Würde also – über die vier Wochen hinaus

– während des Krankenhausaufenthaltes Pflegegeld gezahlt, käme es

zumindest finanziell zu einer doppelten Leistung. Individuelle

Umstände berücksichtigt das Gesetz nicht. Das gilt nach der Ansicht

des Gerichts auch dann, wenn wie im zu entscheidenden Fall

nachvollziehbar ist, dass eine Präsenz der Pflegeperson bei dem

Pflegebedürftigen notwendig ist. Auch eine Minderjährigkeit,

Behinderung des Pflegebedürftigen oder ein langer

Krankenhausaufenthalt führten zu keiner anderen Einschätzung.

Anders als die Klägerin ist das SG davon ausgegangen, dass auch der

Weg einer analogen Rechtsanwendung versperrt ist. Denn durch die

ausdrückliche Regelung des § 34 Absatz 2 S. 2 SGB XI bestehe die

dafür erforderliche Regelungslücke gerade nicht.

Sozialgericht Osnabrück, Urteil vom 07.09.2021, S 14 P 16/19, noch

nicht rechtskräftig

Vaterschaftsanerkennung bei persönlichen

Beziehungen zwischen Vater und Kind nicht

rechtsmissbräuchlich

Die Anerkennung der Vaterschaft eines nichtdeutschen Kindes durch

einen Vater deutscher Staatsangehörigkeit erfolgt "nicht gezielt

gerade zu dem Zweck", die aufenthaltsrechtlichen Voraussetzungen

für Einreise und Aufenthalt zu schaffen, wenn sie auch der

Begründung, Fortsetzung oder Vertiefung einer

Eltern-Kind-Beziehung dient. Das hat das Bundesverwaltungsgericht

(BVerwG) entschieden.

Der Kläger ist deutscher Staatsangehöriger und Beamter im Dienst

des Auswärtigen Amtes, der an verschiedenen Botschaften

eingesetzt war. Er ist im Rechtssinne Vater von neun Kindern, deren

leiblicher Vater er nach seinen Angaben ist. Drei dieser Kinder sind

aus der Ehe mit einer japanischen Staatsangehörigen

hervorgegangen. Bei sechs weiteren Kindern aus verschiedenen

Beziehungen, mit denen er teils zusammenlebt oder denen er

Unterhalt gewährt, hat er die Vaterschaft anerkannt. Während

seines Dienstes in Kamerun lernte er den 2001 geborenen Sohn einer

kamerunischen Staatsangehörigen kennen. Ende 2016 erkannte er

dessen Vaterschaft notariell an. Die Botschaft der Bundesrepublik

Deutschland in Kamerun lehnte es in der Folgezeit ab, die

Zustimmungserklärung der Mutter zur Vaterschaftsanerkennung zu

beurkunden, und stellte mit dem angefochtenen Bescheid vom April

2018 fest, dass diese Zustimmungserklärung missbräuchlich sei (§

85a Aufenthaltsgesetz in Verbindung § 1597a Bürgerliches

Gesetzbuch – BGB).
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Die hiergegen gerichtete Klage hat das Verwaltungsgericht

abgewiesen. Das Oberverwaltungsgericht (OVG) hat der Berufung des

Klägers stattgegeben, weil die Vaterschaftsanerkennung nicht

missbräuchlich (§ 1597a Absatz 1 BGB) sei. Nicht zuletzt aus

verfassungsrechtlichen Gründen sei ein enges Verständnis einer

"missbräuchlichen" Vaterschaftsanerkennung geboten; eine solche

liege nur vor, wenn der alleinige Zweck der Anerkennung darin

bestehe, die rechtlichen Voraussetzungen für eine ansonsten

verwehrte Einreise beziehungsweise einen ansonsten verwehrten

Aufenthalt zu schaffen. Anhaltspunkte, die im Fall für eine rein

aufenthaltsrechtlich motivierte Vaterschaftsanerkennung durch den

Kläger sprechen könnten, seien durch gewichtige Umstände, unter

anderem das Bestehen persönlicher Bindungen, entkräftet. Mit ihrer

Revision hat die Bundesrepublik Deutschland geltend gemacht, für die

Annahme einer "missbräuchlichen", auf die aufenthaltsrechtlichen

Folgen gerichteten Vaterschaftsanerkennung sei ausreichend, dass der

aufenthaltsrechtliche Zweck ein prägender sei.

Das BVerwG hat die Revision zurückgewiesen. Die Anerkennung der

Vaterschaft eines minderjährigen Kindes nichtdeutscher

Staatsangehörigkeit durch einen deutschen Staatsangehörigen zeitige

zwangsläufig (auch) aufenthaltsrechtliche Wirkungen. Diese dürfe ein

die Vaterschaft Anerkennender auch wollen und bezwecken. Im Sinne

des § 1597a Absatz 1 BGB "nicht gezielt gerade zu dem Zweck"

solcher aufenthaltsrechtlichen Wirkungen erfolge eine

Vaterschaftsanerkennung jedenfalls dann, wenn mit ihr ein über die

aufenthaltsrechtlichen Wirkungen hinausgehender, rechtlich

anzuerkennender Zweck verfolgt wird. Dieser Zweck müsse auf die

Begründung, Fortsetzung oder Vertiefung einer Eltern-Kind-Beziehung

bezogen sein. Aus der Vaterschaftsanerkennung resultierende Rechte

und Pflichten müsse der Anerkennende auch tatsächlich wahrnehmen

("leben") wollen.

Das konkrete Maß der tatsächlichen Wahrnehmung hat laut BVerwG

die Vielfalt grundrechtlich geschützter Möglichkeiten zu

berücksichtigen, Eltern-Kind-Beziehungen autonom und

weitestgehend frei von staatlichen Vorgaben auszugestalten; es gebe

kein staatlich vorgeprägtes Bild eines Eltern-Kind-Verhältnisses. Ein

solches, auch erst anzustrebendes Verhältnis umfasse indes

notwendig auch Elemente von elterlicher Verantwortung, ohne dass

diese in allen Dimensionen wahrgenommen werden muss. Eine

häusliche Gemeinschaft sei nicht erforderlich; auch eine

geistig-emotionale Nähebeziehung könne ausreichen. Ob diese

Voraussetzungen gegeben sind, habe die Ausländerbehörde aufgrund

einer umfassenden Würdigung der Umstände des konkreten

Einzelfalles zu beurteilen.

Nach diesen Grundsätzen habe das OVG im Ergebnis zutreffend

verfahrensfehlerfrei die Fortführung und Vertiefung einer

Eltern-Kind-Beziehung im Bundesgebiet als Zweck der

Vaterschaftsanerkennung gesehen.

Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 24.06.2021, BVerwG 1 C

30.20

Kindergeld: Anspruch auch für krankes

ausbildungswilliges Kind

Ein Anspruch auf Zahlung von Kindergeld besteht nach § 32 Absatz 4

Satz 1 Nr. 2c Einkommensteuergesetz (EStG) auch dann, wenn ein

Kind krankheitsbedingt eine begonnene Berufsausbildung abbricht,

sich infolge der Erkrankung nicht um einen neuen Ausbildungsplatz

bemühen kann, aber ausbildungswillig ist. Dies hat das Finanzgericht

(FG) Schleswig-Holstein entschieden.

In dem Urteil heißt es, dass ein Kind sowohl das subjektive als auch

das objektive Tatbestandsmerkmal des § 32 Absatz 4 Satz 1 Nr.2c

EStG erfüllt, wenn es krankheitsbedingt eine begonnene

Berufsausbildung abbricht, sich infolge der Erkrankung nicht um

einen neuen Ausbildungsplatz bemühen kann, aber ausbildungswillig

ist.

Auf die von der Familienkasse eingelegte

Nichtzulassungsbeschwerde hat der Bundesfinanzhof (BFH) die

Revision zugelassen. Das Revisionsverfahren ist beim BFH unter dem

Aktenzeichen III R 52/20 anhängig.

Finanzgericht Schleswig-Holstein, Urteil vom 06.01.2020, 2 K 91/19,

nicht rechtskräftig
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